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BEKANNTMACHUNG DES SATZUNGSBESCHLUSSES  

 
 
Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Brücken (Pfalz) hat mit Beschluss vom 
29.02.2024 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan „Seniorenresidenz Paulengrunder Straße“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB als 
Satzung beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Bauge-
setzbuches (BauGB) ortsüblich bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungsplan „Seni-
orenresidenz Paulengrunder Straße“ in Kraft. 
 
Jedermann kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Vorhaben- und Er-
schließungsplan „Seniorenresidenz Paulengrunder Straße“, bestehend aus Plan, 
Vorhaben- und Erschließungsplan, Begründung mit standortbezogener Vorprüfung 
des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht nach UVPG und den dazugehörigen 
Gutachten (Entwässerungskonzept und Genehmigungsplanung - Umverlegung des 
Rödelbaches inkl. einer Quellfassung im Zuge des Neubaus einer Seniorenresidenz - 
sowie dem geotechnischen Bericht „Neubau Seniorenresidenz in Brücken“ und dem 
Geo-/ umwelttechnischen Bericht „Neubau Seniorenresidenz Verlegung Rödelbach 
Neufassung Quelle Verkehrsflächen“), in der Verbandsgemeindeverwaltung Oberes 
Glantal, Gebäude Waldmohr, Rathausstraße 14, Zimmer Nr. W1-2.04, während der 
allgemeinen Dienststunden einsehen und über dessen Inhalt Auskunft verlangen. 
 
 
Hinweise gem. §§ 214, 215 BauGB 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen der 
§§ 214, 215 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach: 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-
nutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschließungsplan „Seniorenresidenz 
Paulengrunder Straße“ schriftlich gegenüber der Ortsgemeinde unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 



Gem. §§ 39 bis 42 BauGB können Vermögensnachteile entstehen, die einen Ent-
schädigungsanspruch auslösen können. Der Entschädigungsberechtigte kann die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Entschädigungsleis-
tungen in Geld sind ab Fälligkeit mit 2 vom Hundert über dem Basiszinssatz nach § 
247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs jährlich zu verzinsen. Ist Entschädigung durch 
Übernahme des Grundstücks zu leisten, findet auf die Verzinsung § 99 Abs. 3 An-
wendung BauGB (§ 44 Abs. 3 BauGB). 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die bezeichneten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird (§ 44 Abs. 4 BauGB). 
 
 
Hinweise gem. § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) oder auf Grund dieses Gesetzes zustande 
gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, o-
der 

2. vor Ablauf der vorbezeichneten Frist (Satz 1 des § 24 Abs. 6 GemO) die Auf-
sichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der 
Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Ortsgemeinde unter Be-
zeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich gel-
tend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.  
 
 
 
 
Brücken, den 30.03.2024 
gez. Pius Klein 
Ortsbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



LAGEPLAN, OHNE MAßSTAB 
 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan „Seniorenresidenz Paulengrunder Straße“ in Ortsgemeinde Brücken (Pfalz) 
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